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Antrag 

der Abgeordneten Gerald Hafner, Gern Özdemir, Christa Nickels, Rezzo Schlauch, 
Manfred Such und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Doppelalimentationen verhindern - Politikerbezüge gerecht gestalten 


Der Bundestag wolle beschließen: 


L Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Politische Ämter fordern den vollen Einsatz der Menschen, denen 
sie anvertraut sind. Deshalb haben Mandatsträgerinnen und Man- 
datsträger Anspruch auf eine angemessene, ihren Lebensunter- 
halt sichernde Bezahlung. Dies ist nicht nur ein Gebot der 
Gerechtigkeit, um mögliche Einkommensverluste in einem nor- 
malen Beruf auszugleichen. Es ist zugleich notwendig, um allen, 
namentlich auch ärmeren Bürgerinnen und Bürgern, die Wahr- 
nehmung eines politischen Amtes zu ermöglichen. Ziel ist eine an- 
gemessene Bezahlung, die den Lebensunterhalt ermöglicht. 
Schließlich macht erst eine solche Bezahlung eine von anderen 
Geldquellen unabhängige, nur dem Gemeinwohl verpflichtete 
Aufgabenwahrnehmung möglich. 

Das Ziel angemessener Bezahlung wird bei Doppelalimentationen 
aber verfehlt. Doppelalimentationen treten auf, wenn ein Man- 
datsträger zwei Aktivbezüge ganz oder teilweise erhält, die beide 
dem Lebensunterhalt dienen sollen und für diesen ausreichend 
sind. In solchen Fällen wird aus der angemessenen Bezahlung aus 
öffentlichen Kassen eine unangemessene, nicht zu rechtfertigen- 
de Verschwendung von öffentlichen Mitteln. Gleiches gilt, wenn 
neben einen Aktivbezug eine Versorgung aus öffentlichen Kassen 
tritt. Auch in solchen Fällen ist es weder öffentlich vermittelbar 
noch sachlich gerechtfertigt, daß ein Pohtiker bereits während sei- 
ner aktiven Tätigkeit Versorgungsbezüge erhält. Schließlich sind 
auch die Versorgungsregelungen unzureichend: Es darf nicht sein, 
daß Ansprüche auf Versorgung beliebig kumuliert werden und im 
Ergebnis zu einer Überversorgung führen, die sachlich verfehlt ist 
und von der Bevölkerung nur noch mit Unverständnis aufgenom- 
men wird. Dies gilt um so mehr in einer Zeit, in der die Bundesre- 
gierung immer neue Kürzungen im Sozialbereich vornimmt, die 
Arbeitslosigkeit einen historischen Höchststand erreicht hat und 
viele Menschen reale Einkommensverluste erleiden. 
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II. Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, um Doppelalimentationen von Mandatsträgern zu 
verhindern und eine angemessene Versorgung zu bewirken. 
Dabei soll sie folgende Prinzipien zugrunde legen: 

1. Beim Auf einandertreffen zweier Aktivbezüge aus öffentli- 
chen Kassen soll ausschließlich der höhere der beiden Be- 
züge gezahlt werden. 

2. Beim Aufeinandertreffen eines Aktivbezuges mit einem 
Versorgungsbezug soll nur der Aktivbezug gezahlt werden. 
Übersteigt der Versorgungsbezug den Aktivbezug, so wird 
der Differenzbetrag aus der Versorgung gezahlt. 

3. Eine übermäßige Versorgung durch kumulierte Versor- 
gungsbezüge soll verhindert werden, in dem Versorgungs- 
ansprüche oberhalb einer Höchstgrenze ruhen. 

Die Bundesregierung soll ferner mit den Ländern in Ver- 
handlungen treten, um Doppelahmentationen oder eine 
übermäßige Versorgung durch kumuherte Ansprüche auf 
Versorgung zu verhindern, soweit es sich (zumindest auch) 
um Gegenstände des Landesrechts handelt. 


Bonn, den 13. Januar 1998 

Gerald Hafner 
Cem Özdemir 
Christa Nickels 
Rezzo Schlauch 
Manfred Such 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 


1. Mögliche Fälle von Doppelalimentationen 

Insbesondere die Regelung des § 29 AbgG eröffnet noch vielfälti- 
ge Möglichkeiten von Doppelalimentationen. 

Ein eklatantes Beispiel ist die Bezahlung von Ministern und Par- 
lamentarischen Staatssekretären, soweit diese zugleich Bundes- 
tagsabgeordnete sind. Die Mitgliedschaft im Parlament ist für Mi- 
nister der Regelfall, für Parlamentarische Staatssekretäre sogar 
gesetzlich vorgeschrieben (§ 1 Abs. 1 ParlStG). Nach § 29 Abs. 1 
Satz. 1 AbgG erhalten sie neben den Amtsbezügen als Minister 
oder Parlamentarische Staatssekretäre zusätzlich die Hälfte der 
Abgeordnetenentschädigung nach § 11 AbgG, also 5 912,50 DM 
im Monat. Dieses Geld erhalten sie, obwohl sie in der Regel bei 
pflichtgemäßer Wahrnehmung ihres jeweiligen Regierungsamtes 
ihr Mandat als Abgeordneter in keiner Weise mehr angemessen 
ausfüllen können. 
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Ebenso erlaubt § 29 AbgG den Bezug von Versorgung aus einem 
Amtsverhältnis als Minister oder Parlamentarischer Staatssekretär. 
Diese kann zwar bis zu einem Betrag von 5 912,50 DM im Monat 
um 50 % gekürzt werden, dies ist aber nicht ausreichend. Es ist 
den Bürgerinnen und Bürgern nicht zu vermitteln, wieso ein Poli- 
tiker mit seiner vollen Arbeitskraft für sein Mandat zur Verfügung 
stehen, zugleich aber bereits Versorgung aus öffentlichen Kassen 
kassieren soll. Diese Regelung führt ebenso bei ehemaligen Lan- 
desministern, aber auch ausgeschiedenen Landräten, Bürgermei- 
stern, politischen Beamten oder Offizieren zu einer bloß hälftigen 
Kürzung der Versorgung. 

Besonders unverständlich ist schließlich die fehlende Anrechnung 
der Abgeordnetenentschädigung auf das Übergangsgeld aus- 
scheidender Bundesminister oder Parlamentarischer Staatsse- 
kretäre. Das Übergangsgeld wird gewährt, um Mitgliedern der 
Bundesregierung eine Wiedereingliederung in das Erwerbsleben 
zu ermöglichen. Daher ist es grundsätzlich gerechtfertigt: Mitglie- 
der der Bundesregierung sollen nicht dem finanziellen Risiko aus- 
gesetzt sein, nach ihrer Tätigkeit nicht sofort wieder im Erwerbs- 
leben eine Stelle zu finden. Das Übergangsgeld verliert aber seine 
Berechtigung, wenn es gezahlt wird, obwohl der Betreffende wei- 
terhin Abgeordneter im Deutschen Bundestag ist und seinen Le- 
bensunterhalt durch die Abgeordnetenentschädigung nach § 1 1 
AbgG bestreiten kann. In diesem Fall ist die zusätzliche Absiche- 
rung durch das Übergangsgeld unnötig. 

Die dargestellten Zahlungen entbehren bei Doppelalimentationen 
der Rechtfertigung. Sie führen aber auch zu einem erheblichen 
Ansehensverlust des Parlamentes ebenso wie der Politiker im all- 
gemeinen. Die Regelungen in den verschiedenen Gesetzen sind 
schließlich derart kompliziert und in ihrem Zusammenspiel so un- 
überschaubar, daß die notwendige Transparenz verlorengeht. Da- 
mit wird öffentliche Kontrolle unmöglich. Auch dieser Mißstand 
wird durch eine Umsetzung der hier geforderten Grundsätze be- 
seitigt, 

Doppelalimentationen sind keine Einzelfälle. In Presseberichten 
wird die Zahl der Abgeordneten mit derartigen Doppelbezügen 
auf rd. 80 geschätzt - also erhalten rd. 12 % aller Abgeordneten 
Mehrfachbezüge aus öffentlichen Kassen, für die es an einer Recht- 
fertigung fehlt. 


2. Doppelalimentationen: verfassungsrechtlich bedenklich 

Doppelalimentationen sind öffentlich nicht vermittelbar, verstoßen 
gegen das Gebot der sparsamen Verwendung von öffentlichen 
Geldern und werden weithin als ungerechtfertigte Bereicherung 
von Mandatsträgern empfunden. Hinzu kommt: Gegen Doppel- 
alimentationen bestehen verfassungsrechtliche Bedenken. 

Die an Politikerinnen und Politiker gezahlten Bezüge dienen heu- 
te ganz überwiegend der Führung eines angemessenen Lebens- 
unterhaltes. Insbesondere Bundes- und Landtagsabgeordnete sol- 
len sich voll und ganz der Wahrnehmung ihres Mandates widmen 
können, ohne einem weiteren „Brotberuf" nachgehen zu müssen. 
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Daß Amtsbezüge und Abgeordnetenentschädigungen heute der 
vollen Alimentation des Empfängers dienen, hat seinen Grund in 
der Entwicklung zum Berufspolitiker in diesem Jahrhundert. So 
läßt sich das Bundestagsmandat heute nicht mehr „nebenbei" 
wahrnehmen, das Mandat ist vielmehr zum „politischen Haupt- 
beruf" geworden (so auch die Kissel-Kommission in Drucksache 
12/5020, S. 6). Die Abgeordnetenentschädigung ist also kein „Zu- 
brot" für Feierabendpolitiker, sondern Einkommen eines Berufs- 
politikers. Entsprechendes gilt für viele andere Bezüge, nament- 
lich für die Amtsbezüge von Ministem und Parlamentarischen 
Staatssekretären. 

Da nun aber bereits einer dieser Amtsbezüge die volle Alimenta- 
tion des Amtsinhabers sichert, sind weitere Bezüge aus öffentli- 
chen Kassen zur Alimentation unnötig. Ihnen fehlt es an innerer 
Rechtfertigung. Im Vergleich mit den Regelungen der Beamten- 
besoldung, die ja auch der vollen Alimentation dient, ist die Re- 
gelung unter Gleichheitsgesichtspunkten verfassungsrechtlich 
bedenklich. Das Bundesverfassungsgericht hat diese Bedenken 
wie folgt formuliert: 

Es könne sein, „daß nun in einer Person zwei Bezüge aus öffentli- 
chen Kassen mit Alimentationscharakter Zusammentreffen kön- 
nen: die Abgeordnetenentschädigung und beispielsweise das 
Gehalt eines Hochschullehrers, eines Parlamentarischen Staatsse- 
kretärs, eines Ministers. Die Alimentationsverpflichtung der öf- 
fentlichen Hand geht in einem solchen Fall nicht notwendig auf 
eine doppelte Aufbringung des angemessenen Lebensunterhalts. 
Es fehlt jedenfalls an jedem sachlich zureichenden Gmnd, diesen 
Fall anders als entsprechend den gegenwärtig im Beamtenrecht 
geregelten Gmndsätzen zu behandeln und den Abgeordneten zu 
privilegieren (vgl. BVerfGE 32, 157 [166]). Das wäre unvereinbar 
mit dem Gleichheitssatz." (BVerfG, Urteil vom 5. November 1975, 
BVerfGE 40, 296 [329 f.]; s. auch v. Arnim, in Bonner Kommentar, 
Artikel 48 Rn. 165). 

Das unter dem Gleichheitsaspekt hier in Blick genommene Recht 
der Beamtenbesoldung regelt die Fälle möglicher Doppelalimen- 
tationen prinzipiell in § 5 Satz 1 BBesG. Grundsätzlich erhält da- 
nach ein Beamter, der mehrere besoldete Hauptämter inne hat, 
eine Besoldung nur aus dem Amt mit den höheren Dienstbezügen. 
Es ist gleichheits widrig, diesen Grundsatz nicht auf die Amtsbe- 
züge von Politikerinnen und Politikern zu übertragen: Zwar un- 
terscheiden sich die Beamtenbesoldung und die Amtsbezüge z. T. 
erheblich, dennoch entsprechen sich beide Zahlungen in dem für 
Doppelalimentationen entscheidenden Punkt: Sie dienen der Voll- 
alimentation des Empfängers. 


3. Alternativen zur geltenden Regelung 

Doppelalimentationen von Pohtikerinnen und Politikern sollen aus 
den dargestellten rechtspolitischen und verfassungsrechtlichen 
Gründen unterbleiben. Leitlinien für eine künftige Verhinderung 
von Doppelalimentationen sollen sein: 
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a) Beim Aufeinandertreffen zweier Aktivbezüge aus öffentlichen 
Kassen wird nur der höhere beider Bezüge gezahlt. Auch An- 
sprüche auf Versorgung und Übergangsgeld sollen nur für die 
Tätigkeit in dem höher dotierten Amt erworben werden. Dies 
soll namentlich die Doppelalimentation verhindern, die beim 
gleichzeitigen Bezug von Bezügen als Bundesminister oder 
Parlamentarischer Staatssekretär und als Bundestagsabgeord- 
neter möglich ist. 

b) Beim Aufeinandertreffen eines Aktivbezuges mit einem oder 
mehreren Versorgungsbezügen wird grundsätzlich nur der der 
Vollalimentation dienende Aktivbezug gezahlt. Die Zahlung 
der Versorgungsbezüge ruht in diesem Zeitraum. Überschrei- 
tet die Höhe der Versorgungsbezüge die Höhe der Aktivbezü- 
ge, so wird die Differenz beider Bezüge aus der Versorgungs- 
kasse gezahlt. 

c) Treffen zwei oder mehrere Versorgungsansprüche aufeinan- 
der, werden beide bis zur Grenze der Höchstversorgung nach 
dem höher dotierten Gesetz (ggf. unter Beachtung schon jetzt 
bestehender Anrechnungsvorschriften) kumuliert, darüber 
hinaus ruhen die Versorgungsansprüche. Bei Bundestagsab- 
geordneten liegt diese Grenze z. Z. bei 69 % der Abgeordne- 
tenentschädigung (vgl. § 20 AbgG). 

Entsprechende Regelungen soll die Bundesregierung auch bei den 
Verhandlungen mit den Ländern anstreben. 

Eine Anrechnung unterbleibt beim Aufeinandertreffen von Amts- 
bezügen mit privaten Einkünften. Die Anrechnung privater Ein- 
künfte etwa auf die Abgeordnetenentschädigung verstößt gegen 
den Grundsatz der Gleichheit aller Abgeordneten und ist daher 
verfassungsrechtlich nicht möglich (BVerfG, Urteil vom 5. No- 
vember 1975, BVerfGE 40, 296 [Ls. 2 a]; entsprechend auch die 
Kissel-Kommission in Drucksache 12/5020, S. 19). Dies muß aus 
Gründen der Rechtsklarheit selbst dann gelten, wenn hinter der 
privatrechtlichen Organisationsform des Zahlenden die öffentliche 
Hand steht. 
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